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Stadt Kirchberg 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Wohnpark Simmerner Straße“ 

Textliche Festsetzungen 
 

1. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

1.1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG § 9 (1) Ziff. 1 BauGB) 

Als Art der baulichen Nutzung ist für das Plangebiet festgesetzt: 

Im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes "Wohnpark Simmerner Straße" sind 
die folgenden Nutzungen zulässig: 

· Wohngebäude, mit bis zu 45 Wohneinheiten. 

Folgende untergeordnete Nutzungen sind innerhalb der Gebäude zulässig: 

· ein Cafe, ein Kiosk, Räume für medizinische und freie Berufe, Pflegeeinrichtungen, Büros, Be-
triebe der Körperpflege. 

1.2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 (1) Ziff. 1 BauGB) 

Als Maß der baulichen Nutzung ist für das Plangebiet festgesetzt: 

 Zahl der Vollgeschosse 
 III 

  
Grundflächenzahl Geschossflächenzahl 

0,4 1,2 
  
Bauweise Dachneigung 

a             E (0° - 30°) 
  

 

Für die Errichtung von Stellplätzen und deren Zufahrten sowie Nebenanlagen ist eine Überschreitung 
der zulässigen Grundflächenzahl bis max. 0,65 der Grundstücksfläche zulässig (BauNVO § 19 (4) Satz 
3). 

1.3. BAUWEISE UND STELLUNG DER BAULICHEN ANLAGEN (§ 9 (1) Ziff. 2 BauGB) 

Im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird eine abweichende Bauweise festgesetzt (§ 
22 Abs. 4 BauNVO). Die Gebäude sind mit einem seitlichen Grenzabstand zu errichten und dürfen 
eine Länge von 50 m überschreiten. Die Firstrichtung ist freigestellt. Zulässig sind nur Einzelhäuser .(§ 
9 (1) Ziff. 6 BauGB). 

1.4. REGELUNGEN ZUR ÜBERBAUBAREN GRUNDSTÜCKSFLÄCHE (§ 9 (1) Ziff. 2 BauGB) 

Nebenanlagen und Einrichtungen im Sinne des § 14 (1) BauNVO sind grundsätzlich nur innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Eine Nebenanlage je Baugrundstück, bis 50 cbm umbau-
ten Raumes sowie ein Spielplatz bis max. 100m² Grundfläche ist auch außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zugelassen. 

Untergeordnete Nebenanlagen wie Stützmauern, Treppen, Einfriedungen sind auch außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

1.5. STELLPLÄTZE UND GARAGEN (§ 9 (1) Ziff. 4 BauGB) 

Garagen, Carports und überdachte Stellplätze sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücks-
flächen zulässig. Vor Garagen ist ein Stauraum von mindestens 5,50 m freizuhalten, dieser ist kein 
notwendiger Stellplatz gem. § 47 LBauO. 

Entwurf

Fassung für das Beteiligungs-

verfahren nach § 3 Abs. 2 und

§ 4 Abs. 2 BauGB;

Stand: 17.04.2020
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Stellplätze mit ihren Zufahrten und Einfahrten sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflä-
chen, für den durch die Nutzung verursachten Bedarf, zulässig (§ 12 BauNVO). 

1.6. HÖHE BAULICHER ANLAGEN (§ 9 (1) Ziff. 1 BauGB) 

Bezüglich der Höhe der baulichen Anlagen wird im gesamten Geltungsbereich Bebauungsplanes fest-
gesetzt: 

· eine maximale Gebäudehöhe von 15,00 m ist zulässig, 

Jeweils gemessen von den nachfolgenden Bezugspunkten: 

Unterer Bezugspunkt: der höchste Punkt des unmittelbar an das Gebäude angrenzenden Geländes 

Oberer Bezugspunkt: Oberkante der Dachhaut im First (bzw. Oberkante der äußeren Dachhaut); siehe 
System-Skizze „Bebauung“: 

System-Skizze „Bebauung“ 

 

2. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

2.1. ÄUSSERE GESTALTUNG UND DACHNEIGUNG (§ 9 (4) BauGB i.V.m. § 88 (1) Ziffer 1 und 
§ 88 (6) LBauO) 

Im räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist die Dachform für Haupt- und Nebengebäude 
freigestellt, geneigte Dächer dürfen lediglich keine höhere Dachneigung als 30° aufweisen.  

2.2. GESTALTUNG DER UNBEBAUTEN FLÄCHEN BEBAUTER GRUNDSTÜCKE (§ 9 (4) BauGB 
i.V.m. § 88 (1) Ziffer 3 LBauO) 

Die unbebauten Flächen bebauter Grundstücke sind als Grün- und Gartenflächen anzulegen und zu 
pflegen. 

3. GRÜNORDNERISCHE FESTSETZUNGEN 

Entsprechend der Darstellungen des Bebauungsplanes und den landespflegerischen Festsetzungen 
der Begründung, werden zum Ausgleich des Eingriffes folgende Festsetzungen getroffen: 

Grünflächen: 

Begrünung der privaten Grundstücksflächen (§ 9 (1) Ziff. 25a BauGB) 

Die nicht bebauten Grundstücksflächen sind gärtnerisch anzulegen und zu pflegen. Je 200 m² nicht 
bebauter Fläche ist mindestens 1 Laubbaum und 5 Sträucher anzupflanzen und dauerhaft zu unter-
halten. Abgängige Pflanzen sind in gleicher Anzahl zu ersetzen. Die anzupflanzenden Arten sind aus 
der foldenden Artenliste auszuwählen.  

Pflanzverwendung: Bäume verpflanzte Heister, Höhe 200 cm; Verpflanzte Sträucher, 100/150 cm 
Höhe 
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Laubbäume: 

Feld-Ahorn - Acer campestre; Gemeine Birke - Betula pendula; Hainbuche - Carpinus betulus; Eber-
Esche - Sorbus aucuparia; Holz-Birne - Pyrus communis; Speierling - Sorbus domestica; Vogel-Kir-
sche - Prunus avium; Wild-Apfel - Malus sylvestris 

Sträucher: 

Eingriffeliger Weißdorn - Crataegus monogyna; Gemeiner Schneeball - Viburnum opulus; Hasel - Co-
rylus avellana; Hundsrose - Rosa canina; Roter Hartriegel - Cornus sanguinea; Schlehe - Prunus spi-
nosa; Schwarzer Holunder - Sambucus nigra; Zweigriffeliger Weißdorn - Crataegus laevigata 

4. Hinweis 

4.1. DENKMALPFLEGE, -SCHUTZ 

Der Baubeginn der Erdarbeiten ist 3 Wochen vorher, der Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion 
Archäologie, Außenstelle Koblenz, 56077 Koblenz, Tel. 0261/6675-3000, sowie der Generaldirektion 
Kulturelles Erbe, Direktion Archäologie, Erdgeschichte, 55116 Mainz, Tel. 06131/2016-400 anzuzei-
gen. Die eingesetzten Firmen sind entsprechend zu belehren; etwaige zutage kommende archäologi-
sche Funde unterliegen gemäß § 16-21 Denkmalschutzgesetz Rheinland-Pfalz der unverzüglichen 
mündlichen oder schriftlichen Meldepflicht. 

4.2. NIEDERSCHLAGSWASSERBEWIRTSCHAFTUNG 

Anfallendes Niederschlagswasser darf nur in dafür zugelassene Anlagen eingeleitet werden, soweit 
es nicht bei demjenigen, bei dem es anfällt, mit vertretbarem Aufwand verwertet oder versickert wer-
den kann, und die Möglichkeit nicht besteht, es mit vertretbarem Aufwand in ein oberirdisches Ge-
wässer mittelbar oder unmittelbar einfließen zu lassen. Eine Verwendung als Brauchwasser ist anzu-
streben. Die Oberflächenbeläge der Stellplätze, Zufahrten und Verbindungswege sollten wasser-
durchlässig ausgeführt werden. 
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